 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7103274/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Wolfgang Pavlik Giber die Beschwerden der
rAEEBfL*HR* FEXBf1-Adr***, vom 21. Februar 2023 gegen die Bescheide des Finanzamtes
Osterreich vom 2. Februar 2023 betreffend Abweisung des Antrags auf Familienbeihilfe
(Grundbetrag) ab Janner 2023 und Abweisung des Antrags auf den Erhohungsbetrag ab Janner
2018, zu Recht erkannt:

Die Beschwerden werden gemald § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art.
133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) unzulassig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang

Die Beschwerdefiihrerin (Bf.), geb. am 1983, reichte am 26.01.2022 fiir sich selbst Antrage vom
23.01.2022 auf Zuerkennung der Familienbeihilfe (ohne Angabe ab wann) sowie auf
Gewahrung des Erhhungsbetrages zur Familienbeihilfe wegen erheblicher Behinderung ab
Janner 2018 ein.

Dazu legte die Bf. einen Bescheid des Bundessozialamts Landesstelle Niederdsterreich vom
16.05.2007 bei, wonach sie dem Kreis der begiinstigen Behinderten angehort.

Das Finanzamt (FA) wies den Antrag auf Familienbeihilfe (Grundbetrag) mit Bescheid vom
02.02.2023 ab Janner 2023 mit der Begriindung ab, dass die Bf. im Haushalt ihrer Eltern lebe
oder diese liberwiegend ihren Lebensunterhalt finanzieren. Dadurch habe sie selbst keinen
Anspruch auf Familienbeihilfe (Verweis auf § 6 Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz 1967).

Der Antrag auf den Erhéhungsbetrag wurde, ebenfalls mit Bescheid vom 02.02.2023, ab Janner
2018 mit der Begriindung abgewiesen, dass der Erhhungsbetrag wegen einer erheblichen
Behinderung als Zuschlag zur allgemeinen Familienbeihilfe gewahrt werde. Da fir die Bf. der
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Grundbetrag zur Familienbeihilfe nicht zustehe, kdnne auch der Erh6hungsbetrag nicht
ausgezahlt werden.

Gegen diese Bescheide wurden vom Vertreter der Bf. am 21.02.2023 unter Verweis auf die
Bestimmungen des § 2 Abs. 1 lit. c, § 8 Abs. 2, § 8 Abs. 4, § 8 Abs. 5 und 6 FLAG 1967 folgende
(gleichlautende) Beschwerden eingebracht:

,,Gemdf3 Bescheid vom 02.02.2023 wird behauptet, dass die Antragstellerin im Haushalt mit
den Eltern wohnt und diese (iberwiegend den Lebensunterhalt finanzieren.

ISd § 6 Abs 5 FLAG haben Kinder, deren Eltern ihnen nicht liberwiegend Unterhalt leisten und
deren Unterhalt nicht zur Gdnze aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe oder nicht zur Gdnze
aus offentlichen Mitteln zur Sicherung des Lebensunterhaltes und des Wohnbedarfes getragen
wird, unter denselben Voraussetzungen Anspruch auf Familienbeihilfe, unter denen eine
Vollwaise Anspruch auf Familienbeihilfe hat (Abs. 1 bis 3). Erheblich behinderte Kinder im Sinne
des § 2 Abs. 1 lit. c FLAG, deren Eltern ihnen nicht (iberwiegend den Unterhalt leisten und die
einen eigenstdndigen Haushalt fiihren, haben unter denselben Voraussetzungen Anspruch auf
Familienbeihilfe, unter denen eine Vollwaise Anspruch auf Familienbeihilfe hat (Abs. 1 und 3).

Die Antragstellerin hat im Juli 2022 gemeinsam mit ihrer Schwester S. H. das zu ihrem
Elternhaus benachbarte Haus an der Adresse *** gekauft. Hierbei bewohnt die Antragstellerin
eine abgetrennte Wohneinheit im Erdgeschof3. Daflir wurde auch ein Kredit aufgenommen und
hat die Antragstellerin hierdurch ihren Lebensunterhalt fiir die in dem Haus befindlichen
Wohnung im Erdgeschofs, die damit verbundenen Zahlungsaufwdinde (Heizkosten, Strom,
Internet, etc.) sowie dariiberhinausgehend auch fiir ihre weiteren Lebenserhaltungskosten
(Lebensmittel, etc.) selbstdndig aufzukommen. Sémtliche Kosten betreffend Haus werden im
Verhdltnis der grundblicherlich festgesetzten Eigentumsanteile (***Bf1*** 1/3, S. H. 2/3)
geteilt.

Entgegen der Behauptung im Bescheid finanzieren die Eltern somit nicht den Lebensunterhalt
der Antragstellerin. Die Antragstellerin fiihrt daher aus finanzieller Hinsicht einen
eigenstdndigen Haushalt. Lediglich bei der allgemeinen Haushaltsfiihrung (Wdsche waschen,
Fahrtendienst zum Einkauf bzw. zur Erledigung sonstiger Termine, etc.) wird die Antragstellerin
durch ihre Eltern bzw. ihre Schwester unterstiitzt.

Die Fiihrung eines selbsténdigen Haushaltes ist fiir die Antragstellerin nur schwer bewdltigbar.
Eine Aufstockung der Stundenanzahl bei ihrem Arbeitgeber ist derzeit unmdéglich. Eine weitere
Unterstiitzung durch die Eltern ist aufgrund der baldigen Pensionierung auch nicht umsetzbar.

Der Antragstellerin stiinde somit der Anspruch auf Familienbeihilfe sowie infolgedessen auch
der Erh6hungsbeitrag aufgrund ihrer erheblichen Behinderung als Zuschlag zur allgemeinen
Familienbeihilfe iSd § 6 Abs 2 lit d iVm § 6 Abs 5 FLAG zu.”

2von 6



Seite 3von 6

Im Gutachten des Sozialministeriumservice vom 31.05.2023 wurde der Bf. keine
Erwerbsunfahigkeit bescheinigt, da aus den vorgelegten Befunden und den biographischen
Daten eine durchgehende Beschaftigung ab 06/2001 bestatigt werden konne. Es ldgen keine
Befunde vor, die eine Selbsterhaltungsunfahigkeit bestatigen.

Das FA wies die Beschwerden mit Beschwerdevorentscheidungen vom 06.06.2023 mit der
Begriindung ab, dass der Erhéhungsbetrag wegen einer erheblichen Behinderung als Zuschlag
zur allgemeinen Familienbeihilfe gewahrt werde. Da fir die Bf. die allgemeine Familienbeihilfe
nicht zustehe, kdnne auch der Erhéhungsbetrag nicht ausgezahlt werden. Anspruch auf
Familienbeihilfe bestehe, wenn ein Kind voraussichtlich dauernd erwerbsunfahig sei. Die
Erwerbsunfahigkeit misse vor dem 21. Geburtstag oder wahrend einer Berufsausbildung vor
dem 25. Geburtstag eingetreten sein, was bei der Bf. nicht der Fall sei.

In den Vorlageantragen vom 10.07.2023 wird auf die bisherigen Ausfiihrungen verwiesen.

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen

Sachverhalt
Die Bf. ist am 1983 geboren und vollendete am 2004 das 21. Lebensjahr.
Sie ist seit 01.12.1983 zu 50% behindert (Ullrich Turner Syndrom).

Sie gehort seit 25.04.2007 dem Kreis der beglinstigten Behinderten (§ 2 Abs. 1 BEinstG) an. Der
Grad der Behinderung nach § 3 BEinstG betragt Flinfzig von Hundert.

Sie ist seit 01.01.2004 bis laufend als Angestellte bei der Lebenshilfe Niederdsterreich
gemeinnitzige GmbH beschaftigt.

Es liegt keine Erwerbsunfahigkeit vor.

Beweiswiirdigung

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Familienbeihilfenakt, dem SV-Auszug vom 04.10.2023 und
dem Bescheid des Bundessozialamtes vom 16.05.2007.

Aus der Bescheinigung des Sozialministeriumservice vom 31.05.2023 geht hervor, dass die Bf.
nicht erwerbsunfahig ist, da aus den vorgelegten Befunden und den biographischen Daten eine
durchgehende Beschéftigung ab 06/2001 dokumentiert war. Es lagen keine Befunde vor, die
eine Selbsterhaltungsunfihigkeit bestatigen wiirden.

Diese Ausfiihrungen sind im Hinblick auf die durchgehende Beschaftigung der Bf. schlissig und
nachvollziehbar.
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Rechtliche Beurteilung

GemaR § 2 Abs 1 lit. ¢ FLAG 1967 besteht Anspruch fiir volljahrige Kinder, die wegen einer vor
Vollendung des 21. Lebensjahres oder wahrend einer spateren Berufsausbildung, jedoch
spatestens vor Vollendung des 25. Lebensjahres, eingetretenen korperlichen oder geistigen
Behinderung voraussichtlich dauernd aulRerstande sind, sich selbst den Unterhalt zu
verschaffen.

Volljahrige Vollwaisen haben gemal den Bestimmungen des § 6 Abs. 2 lit. d FLAG 1967
Anspruch auf Familienbeihilfe, wenn auf sie die Voraussetzungen des Abs. 1 lit. a bis c zutreffen
und wenn sie wegen einer vor Vollendung des 21. Lebensjahres oder wahrend einer spateren
Berufsausbildung, jedoch spatestens vor Vollendung des 25. Lebensjahres, eingetretenen
korperlichen oder geistigen Behinderung voraussichtlich dauernd auRerstande sind, sich selbst
den Unterhalt zu verschaffen, und deren Unterhalt nicht zur Ganze aus Mitteln der Kinder- und
Jugendhilfe oder nicht zur Ganze aus 6ffentlichen Mitteln zur Sicherung des Lebensunterhaltes
und des Wohnbedarfes getragen wird, sofern die Vollwaise nicht einen eigenstandigen
Haushalt fihrt.

Nach § 6 Abs 5 FLAG 1967 haben Kinder, deren Eltern ihnen nicht liberwiegend Unterhalt
leisten und die sich nicht auf Kosten der Jugendwohlfahrtspflege oder der Sozialhilfe in
Heimerziehung befinden, unter denselben Voraussetzungen Anspruch auf Familienbeihilfe,
unter denen eine Vollwaise Anspruch auf Familienbeihilfe hat (Abs 1 bis 3). Erheblich
behinderte Kinder im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. ¢, deren Eltern ihnen nicht liberwiegend den
Unterhalt leisten und die einen eigenstandigen Haushalt fiihren, haben unter denselben
Voraussetzungen Anspruch auf Familienbeihilfe, unter denen eine Vollwaise Anspruch auf
Familienbeihilfe hat (Abs 1 und 3).

§ 8 Abs 4 FLAG 1967 legt fest, in welchem Ausmal sich die Familienbeihilfe bei einem erheblich
behinderten Kind erhoht.

Gemal § 8 Abs 5 FLAG 1967 gilt ein Kind als erheblich behindert, bei dem eine nicht nur
voriibergehende Funktionsbeeintrachtigung im korperlichen, geistigen oder psychischen
Bereich oder in der Sinneswahrnehmung besteht. Als nicht nur voriibergehend gilt ein
Zeitraum von voraussichtlich mehr als drei Jahren. Der Grad der Behinderung muss mindestens
50 vH betragen, soweit es sich nicht um ein Kind handelt, das voraussichtlich dauernd
auBerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen.

GemalR § 8 Abs 6 FLAG 1967 ist der Grad der Behinderung oder die voraussichtlich dauernde
Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, durch eine Bescheinigung des Bundes-
amtes flr Soziales und Behindertenwesen (nunmehr: Sozialministeriumservice) auf Grund
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens nachzuweisen.
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Fur die Einschatzung des Grades der Behinderung sind § 14 Abs 3 des
Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1970, in der jeweils geltenden Fassung, und die
Verordnung des Bundesministers fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend
ndhere Bestimmungen liber die Feststellung des Grades der Behinderung
(Einschatzungsverordnung) vom 18. August 2010, BGBI. Il Nr. 261/2010, in der jeweils
geltenden Fassung anzuwenden. Die erhebliche Behinderung ist spatestens nach fiinf Jahren
neu festzustellen, soweit nicht Art und Umfang eine Anderung ausschlieRen.

Gemal § 8 Abs. 5 FLAG 1967 gilt als erheblich behindert ein Kind, bei dem eine nicht nur
voriibergehende Funktionsbeeintrachtigung im korperlichen, geistigen oder psychischen
Bereich oder in der Sinneswahrnehmung besteht. Als nicht nur voriibergehend gilt ein
Zeitraum von voraussichtlich mehr als drei Jahren (sechs Monaten ab 01.03.2023). Der Grad
der Behinderung muss mindestens 50 v. H. betragen, soweit es sich nicht um ein Kind handelt,
das voraussichtlich dauernd auRerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. Fir die
Einschatzung des Grades der Behinderung sind § 14 Abs. 3 des
Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1970, in der jeweils geltenden Fassung, und die
Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend
ndhere Bestimmungen Uber die Feststellung des Grades der Behinderung
(Einschatzungsverordnung) vom 18. August 2010, BGBI. Il Nr. 261/2010, in der jeweils
geltenden Fassung anzuwenden. Die erhebliche Behinderung ist spatestens nach fiinf Jahren
neu festzustellen, soweit nicht Art und Umfang eine Anderung ausschlieRen.

Nach § 8 Abs. 6 FLAG 1967 ist der Grad der Behinderung oder die voraussichtlich dauernde
Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen, durch eine Bescheinigung des
Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen auf Grund eines arztlichen
Sachverstandigengutachtens nachzuweisen.

Die Bf. war im Zeitpunkt der Antragstellung bereits 38 Jahre alt. In Betracht kam daher
ausschlieBlich ein Eigenantrag iSd § 6 Abs. 5 iVm § 6 Abs. 2 lit. d FLAG 1967. Ein solcher
Eigenanspruch setzt voraus, dass der Antragsteller wegen einer vor Vollendung des 21.
Lebensjahres oder wahrend einer spateren Berufsausbildung, jedoch spatestens vor
Vollendung des 25. Lebensjahres, eingetretenen korperlichen oder geistigen Behinderung
voraussichtlich dauernd auRerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. In diesem
Fall steht auch der Erh6éhungsbetrag gemaR § 8 Abs. 4 FLAG 1967 zu. Besteht also keine vor
den genannten Zeitpunkten eingetretene Unfahigkeit, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen,
stehen weder Grund- noch Erhéhungsbetrag zu (vgl. zB BFG vom 10.06.2020,
RV/5101756/2017). Besteht dagegen eine derartige Unterhaltsunfihigkeit, stehen sowohl
Grund- als auch Erhéhungsbetrag zu (vgl. FLAG Kommentar, Csaszar/Lenneis/Wanke, § 8, Rz
21). (vgl. VWGH 27.11.2020, Ra 2020/16/0094; VwGH 02.07.2015, 2013/16/0170; VWGH
20.11.2014, Ra 2014/16/0010).
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Das FA und das Bundesfinanzgericht sind an die auf Grund eines arztlichen
Sachverstandigengutachtens ausgestellten Bescheinigungen des SMS gebunden und diirfen
diese nur insoweit priifen, ob sie vollstandig, nachvollziehbar und schlissig sind (vgl. VwGH
25.11.2010, 2010/16/0068; Beschluss VWGH 16.12.2014, Ro 2014/16/0053; Erkenntnisse
VWGH jeweils vom 22.12.2011, 2009/16/0307 und 2009/16/0310). Eine andere Form der
Beweisflihrung ist nicht zugelassen (vgl. VwGH 18.11.2008, 2007/15/0019 ua.).

Aus der Bescheinigung des SMS geht schliissig und nachvollziehbar hervor, dass bei der Bf.
keine Erwerbsunfahigkeit vor Vollendung des 21. Lebensjahres oder wahrend einer
Berufsausbildung vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten ist.

Es stehen ihr daher weder der Grundbetrag noch der Erhéhungsbetrag zu.
Es war spruchgemal’ zu entscheiden.
Unzulassigkeit der Revision:

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Es lag keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung vor.

Wien, am 25. Oktober 2023

6 von 6



	Entscheidungsgründe
	Verfahrensgang
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen
	Sachverhalt
	Beweiswürdigung
	Rechtliche Beurteilung




